Bundesgesetz 221.112.944

iiber die Produktehaftpflicht
(Produktehaftpflichtgesetz, PrHG)

vom 18. Juni 1993 (Stand am 1. Juli 2010)

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,
gestiitzt auf Artikel 64 der Bundesverfassung!,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 24. Februar 19932,

beschliesst:

Art. 1 Grundsatz

1 Die herstellende Person (Herstellerin)3 haftet fiir den Schaden, wenn ein fehlerhaftes
Produkt dazu fiihrt, dass:

a. eine Person getotet oder verletzt wird,;

b. eine Sache beschidigt oder zerstort wird, die nach ihrer Art gewdhnlich zum
privaten Gebrauch oder Verbrauch bestimmt und vom Geschédigten* haupt-
sdchlich privat verwendet worden ist.

2 Die Herstellerin haftet nicht fiir den Schaden am fehlerhaften Produkt.

Art. 2 Herstellerin
' Als Herstellerin im Sinne dieses Gesetzes gilt:

a. die Person, die das Endprodukt, einen Grundstoff oder ein Teilprodukt herge-
stellt hat;

b. jede Person, die sich als Herstellerin ausgibt, indem sie ihren Namen, ihr Wa-
renzeichen oder ein anderes Erkennungszeichen auf dem Produkt anbringt;

c. jede Person, die ein Produkt zum Zweck des Verkaufs, der Vermietung, des
Mietkaufs oder einer andern Form des Vertriebs im Rahmen ihrer geschaftli-
chen Tatigkeit einfiihrt; dabei bleiben abweichende Bestimmungen in volker-
rechtlichen Vertrdgen vorbehalten.

AS 1993 3122

1 [BS13]

2 BBI11993 1 805

3 Die Personenbezeichnung ist weiblich, weil sie sich nach dem grammatischen Geschlecht
des voranstehenden Substantivs richtet.

4 Daes sich um einen feststehenden Rechtsbegriff handelt, wird dem Grundsatz der sprach-
lichen Gleichbehandlung nicht Rechnung getragen.
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2 Kann die Herstellerin des Produkts nicht festgestellt werden, so gilt jede Person als
Herstellerin, welche das Produkt geliefert hat, sofern sie dem Geschédigten nach einer
entsprechenden Aufforderung nicht innerhalb einer angemessenen Frist die Herstel-
lerin oder die Person nennt, die ihr das Produkt geliefert hat.

3 Absatz 2 gilt auch fiir Produkte, bei denen nicht festgestellt werden kann, wer sie
eingefiihrt hat, selbst wenn der Name der Herstellerin angegeben ist.

Art. 3 Produkt
' Als Produkte im Sinne dieses Gesetzes gelten:

a. jede bewegliche Sache, auch wenn sie einen Teil einer anderen beweglichen
Sache oder einer unbeweglichen Sache bildet, und

b.  Elektrizitit.
2 e 5

Art. 4 Fehler

1 Ein Produkt ist fehlerhaft, wenn es nicht die Sicherheit bietet, die man unter
Beriicksichtigung aller Umstéinde zu erwarten berechtigt ist; insbesondere sind zu
beriicksichtigen:

a. die Art und Weise, in der es dem Publikum présentiert wird;
b. der Gebrauch, mit dem verniinftigerweise gerechnet werden kann;
c. der Zeitpunkt, in dem es in Verkehr gebracht wurde.

2 Ein Produkt ist nicht allein deshalb fehlerhaft, weil spéter ein verbessertes Produkt
in Verkehr gebracht wurde.

Art. 5 Ausnahmen von der Haftung
1 Die Herstellerin haftet nicht, wenn sie beweist, dass:
a. sie das Produkt nicht in Verkehr gebracht hat;

b. nach den Umstdnden davon auszugehen ist, dass der Fehler, der den Schaden
verursacht hat, noch nicht vorlag, als sie das Produkt in Verkehr brachte;

c. sie das Produkt weder fiir den Verkauf oder eine andere Form des Vertriebs
mit wirtschaftlichem Zweck hergestellt noch im Rahmen ihrer beruflichen Té-
tigkeit hergestellt oder vertrieben hat;

d. der Fehler darauf zuriickzufiihren ist, dass das Produkt verbindlichen, hoheit-
lich erlassenen Vorschriften entspricht;

e. der Fehler nach dem Stand der Wissenschaft und Technik im Zeitpunkt, in
dem das Produkt in Verkehr gebracht wurde, nicht erkannt werden konnte.

5 Aufgehoben durch Art. 20 Abs. 2 Ziff. 1 des BG vom 12. Juni 2010 iiber die Produkte-
sicherheit, mit Wirkung seit 1. Juli 2010 (AS 2010 2573; BB1 2008 7407).
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1bis Die Ausnahme von der Haftung nach Absatz 1 Buchstabe e gilt nicht fiir tierische
Organe, Gewebe oder Zellen oder daraus hergestellte Transplantatprodukte, die zur
Transplantation auf den Menschen bestimmt sind.¢

2 Die Herstellerin eines Grundstoffs oder eines Teilprodukts haftet ferner nicht, wenn
sie beweist, dass der Fehler durch die Konstruktion des Produkts, in das der Grund-
stoff oder das Teilprodukt eingearbeitet wurde, oder durch die Anleitungen der Her-
stellerin dieses Produkts verursacht worden ist.

Art. 6 Selbstbehalt bei Sachschdden
I Der Geschddigte muss Sachschiden bis zur Hohe von 900 Franken selber tragen.

2 Der Bundesrat kann den Betrag geméss Absatz 1 den verénderten Verhéltnissen an-
passen.

Art. 7 Solidarhaftung

Sind fiir den Schaden, der durch ein fehlerhaftes Produkt verursacht worden ist, meh-
rere Personen ersatzpflichtig, so haften sie solidarisch.

Art. 8 Wegbedingung der Haftung

Vereinbarungen, welche die Haftpflicht nach diesem Gesetz gegeniiber dem Geschi-
digten beschrinken oder wegbedingen, sind nichtig.

Art. 9 Verjahrung

Anspriiche nach diesem Gesetz verjdhren drei Jahre nach dem Tag, an dem der
Geschadigte Kenntnis vom Schaden, dem Fehler und von der Person der Herstellerin
erlangt hat oder hitte erlangen miissen.

Art. 10 Verwirkung

I Anspriiche nach diesem Gesetz verwirken zehn Jahre nach dem Tag, an dem die
Herstellerin das Produkt, das den Schaden verursacht hat, in Verkehr gebracht hat.

2 Die Verwirkungsfrist gilt als gewahrt, wenn gegen die Herstellerin binnen zehn Jah-
ren geklagt wird.

Art. 11 Verhiltnis zu anderen Bestimmungen des eidgendssischen oder
kantonalen Rechts

I Soweit dieses Gesetz nichts anderes vorsieht, gelten die Bestimmungen des Obliga-
tionenrechts’.

6 Eingefiigt durch Art. 73 Ziff. 1 des Transplantationsgesetzes vom 8. Okt. 2004, in Kraft
. seit 1. Juli 2007 (AS 2007 1935; BB1 2002 29).
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2 Schadenersatzanspriiche aufgrund des Obligationenrechts oder anderer Bestimmun-
gen des eidgendssischen oder des kantonalen 6ffentlichen Rechts bleiben dem Ge-
schédigten gewahrt.

3 Dieses Gesetz ist nicht anwendbar auf Schédden infolge eines nuklearen Zwischen-
falls. Abweichende Bestimmungen in volkerrechtlichen Vertragen sind vorbehalten.

Art. 12 Anderung bisherigen Rechts
.. 8

Art. 13 Ubergangsbestimmung

Dieses Gesetz gilt nur fiir Produkte, die nach seinem Inkrafttreten in Verkehr gebracht
wurden.

Art. 14 Referendum und Inkrafttreten
I Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

Datum des Inkrafttretens: 1. Januar 19949

8 Die And. kann unter AS 1993 3122 konsultiert werden.
9 BRB vom 25. Nov. 1993

4/4



	Art. 1 Grundsatz
	Art. 2 Herstellerin
	Art. 3 Produkt
	Art. 4 Fehler
	Art. 5 Ausnahmen von der Haftung
	Art. 6 Selbstbehalt bei Sachschäden
	Art. 7 Solidarhaftung
	Art. 8 Wegbedingung der Haftung
	Art. 9 Verjährung
	Art. 10 Verwirkung
	Art. 11 Verhältnis zu anderen Bestimmungen des eidgenössischen oder kantonalen Rechts
	Art. 12 Änderung bisherigen Rechts
	Art. 13 Übergangsbestimmung
	Art. 14 Referendum und Inkrafttreten

